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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Fünften Gesetzes 
zur Änderung des Soldatengesetzes 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Verteidigung. 

Der Bundesrat hat in seiner 272. Sitzung am 10. Juli 1964 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Entwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 
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Entwurf eines Fünften Gesetzes 
zur Änderung des Soldatengesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Soldatengesetz vom 19. März 1956 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 114), zuletzt geändert durch das Vierte 
Gesetz zur Änderung des Soldatengesetzes vom 
9. Juli 1962 (Bundesgesetzbl. I S. 447), wird wie folgt 
geändert und ergänzt: 

1. In § 40 Abs. 1 Nr. 1 und 2 wird das Wort „zwölf" 
durch das Wort „fünfzehn" ersetzt. 

2. § 42 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 wird hinter den Worten 

„Die Beförderung zu einem Mannschafts- 
dienstgrad" das Wort „wird" durch die 
Worte „und die Beförderung eines Offizier- 
anwärters zu einem Unteroffizierdienst- 
grad werden" 

ersetzt. 

b) In Absatz 3 Satz 1 werden die Worte 

„zum Unteroffizier und zu höheren Dienst- 
graden" durch die Worte „durch Aushän- 
digung einer Urkunde" 

ersetzt. 

3. § 51 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. zu kurzfristigen Dienstleistungen bis zu 
einem Monat jährlich und zu Wehrübungen, 


die von der Bundesregierung als Bereit- 
schaftsdienst angeordnet sind;" 

4. § 71 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 71 

Ubergangsvorschriften für die Laufbahnen 

(1) In der Rechtsverordnung nach § 27 Abs. 1 
kann bestimmt werden, daß die Dienstzeit nach 
§ 27 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe b 

1. für die Zeit bis zum 31. März 1966 bis 
auf achtzehn Monate, 

2. für die Zeit vom 1. April 1966 bis zum 
31. März 1970 bis auf zwei Jahre 

verkürzt wird. 

(2) In der Rechtsverordnung kann für die 
Dauer des Verteidigungsfalles bestimmt werden, 
daß für die bei Eintritt des Verteidigungsfalles 
vorhandenen Berufssoldaten und Soldaten auf 
Zeit die Dienstzeit nach § 27 Abs. 2 Nr. 1 Buch- 
stabe b bis auf sechs Monate und die Dienstzeit 
nach Nummer 2 Buchstabe b bis auf ein Jahr ver- 
kürzt wird." 


Artikel 2 

i 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
I düng in Kraft. 
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Begründung 


Allgemeines 

Der Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung 
des Soldatengesetzes betrifft eine Angelegenheit 
der Verteidigung. Er ist nach Artikel 73 Nr, 1 GG i 
Gegenstand der ausschließlichen Gesetzgebung des j 
Bundes. | 

Er schlägt für Soldaten auf Zeit eine Verlängerung 
der zulässigen Gesamtdienstzeit von 12 auf 15 Jahre I 
vor (Artikel 1 Nr. 1). Er vereinfacht die Rechtsförm- j 
lichkeiten bei der Beförderung von Offizieranwär- I 
tern im Dienstverhältnis eines Soldaten auf Zeit j 
(Artikel 1 Nr. 2). Er stellt klar, daß die Wehrpflicht i 
der Berufssoldaten a. D. auch die Pflicht umfaßt, 
Wehrübungen, die als Bereitschaftsdienst angeord- 
net worden sind, zu leisten (Artikel 1 Nr. 3). Er sieht 
nochmals eine weitere Übergangsvorschrift für das 
Laufbahnrecht vor und enthält eine Ergänzung des 
Soldatengesetzes die für die Vorbereitung von Vor- 
schriften für den Verteidigungsfall im Laufbahnrecht 
erforderlich ist (Artikel 1 Nr. 4). ' 

Durch die Änderung des Soldatengesetzes werden 
keine Mehrkosten entstehen. 


Zu den einzelnen Vorschriften 

i 

Artikel 1 

Zu Nr. 1 (§ 40 Abs. 1 Nr. 1 und 2) 

Die bisherige Fassung begrenzt die Gesamtdauer j 
des Dienstverhältnisses eines Soldaten auf Zeit auf j 
zwölf Jahre. Ursprünglich stand die zwölfjährige 
Dauer der Gesamtdienstzeit bei den Mannschaften 
und Unteroffizieren im Zusammenhang mit der Al- 
tersgrenze von 32 Jahren. Nach deren überschreiten 
konnte sie keinen Dienst als Soldaten auf Zeit mehr 
leisten. Durch das Dritte Gesetz zur Änderung des 
Soldatengesetzes vom 28. März 1960 (Bundesge- ; 
setzbl. I S. 206) wurde die Höchstaltersgrenze auf j 
das 40. Lebensjahr hinaufgesetzt. Innerhalb dieser j 
Altersgrenze ist eine Verlängerung der Gesamt- 
dienstzeit möglich. Sie ist erforderlich, um der Bun- j 
deswehr die Nutzung einer langfristigen und kost- j 
spieligen Ausbildung zu gestatten. 

Der Entwurf schlägt daher vor, die Gesamtdienst- 
zeit für Soldaten auf Zeit auf 15 Jahre festzusetzen. 
Wie schon bisher ist nicht daran gedacht, den unge- I 
dienten Bewerber sogleich für 15 Jahre in sein , 
Dienstverhältnis zu berufen. Sein Dienstverhältnis I 
soll vielmehr im Laufe seiner Dienstzeit auf seinen 
Antrag bis zu 15 Jahren verlängert werden können. 


Zu Nr. 2 (§ 42) 

Nach der bisherigen Fassung wird die Beförderung 
zu einem Mannschaftsdienstgrad im Dienstverhält- 
nis eines Soldaten auf Zeit ebenso wie nach § 58 
Abs. 2 die Beförderung der Soldaten, die auf Grund 
der Wehrpflicht Wehrdienst leisten, nicht erst mit 
der Aushändigung der Ernennungsurkunde, sondern 
mit der dienstlichen Bekanntgabe an den Ernennen- 
den wirksam. In Ausnahmefällen, insbesondere bei 
Aufenthalt des zu Befördernden außerhalb des 
Bundesgebietes, kann nach § 42 Abs. 3 Satz 2 die 
ernennende Stelle die dienstliche Bekanntgabe der 
Beförderung auch bei Offizieren und Unteroffizieren 
im Dienstverhältnis eines Berufssoldaten oder Sol- 
daten auf Zeit anordnen. 

Der Entwurf schlägt vor, dieses Verfahren für die 
Beförderung der Offizieranwärter zu einem Unter- 
offizierdienstgrad allgemein zuzulassen. Der Offi- 
zieranwärter durchläuft während seiner Anwärter- 
zeit mindestens drei, unter Einbeziehung des vom 
Bundesbesoldungsgesetz geschaffenen Oberfähnrichs 
sogar vier Dienstgrade. Die Beförderungen folgen 
also verhältnismäßig kurz aufeinander. Die Erstel- 
lung der zur Aushändigung bestimmten Urkunden 
erfordert für die zeitgerechte Beförderung einen 
Vorlauf, dessen Zeit für die Beurteilung des Aus- 
bildungserfolges verlorengeht. Das vorgeschlagene 
Verfahren macht es möglich, die Beförderung im An- 
schluß an bestimmte Ausbildungsabschnitte einheit- 
lich zu verfügen und durch die Bekanntgabe un- 
mittelbar darauf in Wirksamkeit zu setzen. 

Die Änderung des Absatzes 2 Satz 1 macht die in 
Absatz 3 Satz 1 vorgeschlagene redaktionelle Än- 
derung nötig. 

Zu Nr. 3 (§ 51 Abs. 1) 

§ 51 Abs. 1 erweitert die Wehrpflicht der Berufs- 
soldaten, die aus Altersgründen in den Ruhestand 
getreten sind, bis zur Vollendung des 65. Lebens- 
jahres. Die bisherige Fassung der Nummer 1 läßt 
eine Heranziehung zu Wehrübungen bis zu einem 
Monat jährlich zu. Sie spricht nicht die Verpflichtung 
an, darüber hinaus eine zeitlich nicht begrenzte 
Wehrübung zu leisten, die von der Bundesregierung 
als Bereitschaftsdienst angeordnet wird (§ 6 Abs. 6 
WPflG). Der Entwurf schlägt vor, zur Klarstellung 
diese Verpflichtung nunmehr für die aus Alters- 
gründen ausgeschiedenen Berufssoldaten ausdrück- 
lich zu nennen. 

Zu Nr. 4 (§71) 

Zu Absatz 1 

§ 27 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe b fordert für den Be- 
rufsoffizier eine dreijährige Ausbildung. Für den 
Offizier auf Zeit ist auf Grund des § 27 Abs. 6 Satz 2 
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eine Kürzung der Ausbildung bis auf 2 Jahre in der 
Soldatenlaufbahnverordnung zugelassen. Die bis- 
herige Fassung des § 71 gestattet es, bis .zum 
31. März 1966 in der Laufbahn Verordnung die Aus- 
bildungszeiten bis auf 18 Monate zu verkürzen. Die 
Ausbildung zum Berufsoffizier und zum längerdie- 
nenden Offizier dauert zur Zeit mindestens 2 Jahre, 
die Ausbildung des Reserveoffizier-Anwärters im 
zweijährigen Dienstverhältnis eines Soldaten auf 
Zeit zum Offizier 21 Monate, Die derzeitige Personal- 
lage läßt es nicht zu, alsbald nach dem 31. März 1966 
die Ausbildung der Berufsoffiziere auf 3 Jahre her- 
aufzusetzen. Beim Heer fehlen 2500, bei der Luft- 
waffe fast ebensoviele, bei der Marine über 700 Offi- 
ziere. Die Ausbildung kann vielmehr auch dann nur 
schrittweise verlängert werden. 

Der Entwurf schlägt daher vor, vom 1. April 1966 
an für weitere 4 Jahre die Möglichkeit zu schaffen, 
für die Ausbildung zum Offizier eine Mindestdienst- 
zeit von 2 Jahren vorzusehen. Von diesem Zeit- 
punkt an wird auch der Reserveoffizier- Anwärter im 
Dienstverhältnis eines Soldaten auf Zeit erst nach 
2 Jahren zum Leutnant befördert werden können. 

Zu Absatz 2 

Die Vorschrift soll eine Grundlage für das Lauf- 
bahnrecht im Verteidigungsfall bieten. Die vom Ge- 
setz für den Offizier geforderte dreijährige Ausbil- 
dungszeit ist für den Verteidigungsfall zu lang. Das 


gleiche gilt für die Ausbildungszeit von einem Jahr, 

! die § 27 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe b für den Unter- 
offizier auf Zeit vorsieht. Es muß die Möglichkeit 
bestehen, die bereits in der Bundeswehr in einem 
Dienstverhältnis eines Soldaten auf Zeit befind- 
lichen Unteroffiziere oder Offizieranwärter (Berufs- 
| Offizier oder Offizier auf Zeit) nach kürzerer Aus- 
! bildungszeit zum Unteroffizier oder Leutnant zu be- 
| fördern. 

Im übrigen ist beabsichtigt, mit Eintritt des Ver- 
teidigungsfalles weitere Soldaten weder in das 
Dienstverhältnis eines Soldaten auf Zeit noch — 
! von wenigen rechtlich begründeten Ausnahmen ab- 
! gesehen — in das eines Berufssoldaten zu berufen 
! und auslaufende Dienstzeiten von Soldaten auf Zeit 
nicht mehr zu verlängern. Der Nachwuchs an militä- 
' rischen Führern und Unterführern soll allein aus 
i den Soldaten genommen werden, die auf Grund der 
Wehrpflicht zeitlich unbeschränkt Kriegsdienst lei- 
sten. Sie sollen zum Unteroffizier und Offizier der 
Reserve befördert werden. Uber ihre Übernahme 
soll während des Verteidigungsfalles nicht entschie- 
I den werden. 


Artikel 2 

Die Vorschrift enthält die Bestimmungen über das 
Inkrafttreten des Gesetzes. 
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